
Far das Nachschlagewerk 1 
Fur die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

Gesetz BetrVG 1972 § 87 Abs. 1 Nr. 10, § 87 Abs. 1 Nr. 8,
§§ 88, 75, § 80 Abs. 2 Satz 1, § 2 Abs. 1, § 87 Abs. 1 
Nr. 9 Werkmietwohnungen, BetrVG 1952 § 56 Vohlfahrts- 
einrichtungen, § 57, BGB § 242 Ruhegehalt, § 242 Ruhe« 
gehalt-Peasionakassan, § 242 Ruhegehalt-Unteretutzungs- 
kassen, § 242 Buhe gehalt-Leb ans Versicherung, Gesetz zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung vom 
19. Dezember 1974 - BGBl. X, 3610 [BetrAVG] § 1 Abs. 3 
Satz 1, § 1 Abs. 4 Satz 1t BGB § 611 Akkordlohn, § 611 
Deputat, § 611 Entlohnung! § 611 Fursorgepflicht, § 611 
Gratifikation, § 611 Prämie, § 611 Soziallohn, § 305 
Billigkeitskontrolle

Leitsätze
1. Wird betriebliehe Altersversorgung durch generelle direkt Zusagen, 

gewahrt, so unterliegt diese Art der Altersversorgung dem Hit- 
bestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG 
1972, nicht nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972.

2. Der Arbeitgeber ist in vierfacher Beziehung freit nämlich darin, 
ob er und in welchem Umfang finanzielle Kittel für die betrieb­
liche Altersversorgung zur Verfügung stellen, welche Versorgungs« 
form er wählen und welchen Arbeitnehmerkreis er versorgen will.

3. Dem Betriebsrat steht ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 
Nr. 10 BetrVG 1972 insoweit nicht zu, als eine gesetzliche oder 
tarifliche Regelung besteht.

4. In jeden Fall sind bei der Durchführung einer betrieblichen 
Altersversorgung Arbeitgeber und Betriebsrat an die Grundsätze 
von Recht und Billigkeit gebunden, und sie müssen die freie 
Entfaltung der in Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer schützen 
(§ 75 BetrVG 1972).

5. a) Innerhalb des vorstehend zu 2«4 abgegrenzten Rahmens hat
der Betriebsrat bei der Gestaltung der betrieblichen Alters­
versorgung mitzubestimmen. Ihm steht ein entsprechendes 
Initiativrecht zu.

b) Kitbestimmungsrecht und Initiativrecht des Betriebsrats er­
strecken sich auch auf die Gestaltung des "Leistungmplanes", 
soweit nicht der Dotierungsrahmen und die Abgrenzung des be­
günstigten Personenkreises berührt werden. Will der Betriebs­
rat eine Änderung des Leistlingsplanes erreichen, muß er sein 
Initiativrecht konstruktiv ausuben und darlegen, wie dabei der 
vom Arbeitgeber vorgegebene Dotierungarahmen gewahrt werden kann.

c) Über den vorstehend gekennzeichneten Rahmen hinaus hat der 
Betriebsrat das Recht, jede Versorgungsordnung auf ihre Ver­
einbarkeit mit § 75 BetrVG 1972 zu überprüfen.

d) Vor Einführung einer betrieblichen Versorgungsordnung muß der 
Arbeitgeber den Betriebsrat rechtzeitig und sachgerecht un­
terrichten.
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6. Durch Betriefe«Vereinbarung kann eine Betriebliche Buhelohn- ordmaag afegelSst werden (im Anschluß an BAG 22, 252 [258 ff*]» AP Br. 142 su § 242 M B  Buhesehalt [zu B der Gründe] % BAG 25, 257 C2S73 - AP Br. 5 au § 57 BetrTG [su II 4 der Gründe]).

Aktenzeichen: 5 A2& 66/74 
Beschluß des BAG vom 12* Juni 1975
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8 Ta M  3/74 H a u  
Verkündet am 12, Juni 1975

gez. 8£Lrig, Amtstmspektor 
als ürkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

In Sachen

PP*

hat der Dritte Senat des Bande sarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichem Verhandlung vom 30, Januar 1975 dureh 
den Vorsitzendem Rieht er Professor Dr. Stumpf, die 
Richter Dr, Themas und Dr. Dieterich sowie die ehren­
amtlichen Richter Engel und Lichtenstein für Recht 
erkannt!

1, inf die Re eht sbeschverde der intrag sgegnerin
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Hamm rom 21. fürs 1974 - 8 Ta BV 3/74 - auf­
gehoben.

2. Dia Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Landesarbsitsgerleht 
surdekrerwie sen.

-  2 -
T o n  R e c h t s  v e g e n l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  2 -

g r ü n d e

I. Die Beteiligten streiten über die Frage, ob dem An­
tragsteller, dem Betriebsratjbei der Änderung einer be­
trieblichen V er so rgung sordnung durch die Antragsgegnerin 
ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs 1 BetrVG 1972 zustand.

Die Antragsgegnerin beschäftigt rund 85o Arbeitnehmer«
In ihrem Betrieb besteht seit 1952 eine betriebliche Al­
tersversorgung, die schon von ihrer Rechtsvorgangenn 
eIngefuhrt wurde. Im Jahre 1973 galt eine Versorgungs­
ordnung vom 15« Dezember 1959 in der Fassung einer Ände­
rung vom 15. Januar 19^5. Den Arbeitnehmern standen danach 
Invaliditats-, Alters-, bzw. Witwenrenten zu, wenn sie 
nach Vollendung des 2o« Xebensjahres eine zehnjährige War­
tezeit erfüllt hatten. Die Renten errechneten sich aus 
einem monatlichen Grundbetrag in Hohe von 3o,—  DH bei 
Angestellten und 2o,—  DM bei Arbeitern, zu dem ein Stei­
gerungsbetrag m  Hohe von 3,—  DH bzw* 2,—  DM für j.e- 
des anrechnungsfahige Dienstjahr hinzuzurechnen war. Die 
entsprechenden Kosten wurden aus den Erträgen des Unter­
nehmens finanziert, das entsprechende Rückstellungen m  
seinen Bilanzen auswies. Die Arbeiten, die im Zusammen­
hang mit den jeweiligen Ruhestsndsverhaltnisäen anfielen, 
erledigten Lohnbuchhaltung und Finanzbuchhaltung der An­
tragsgegnerin. Die eteuerrechtliche und versicherungs- 
mathematische Betreuung des Versorgungswerks war einem 
Gutachterburo übertragen worden.

Am 25 Juni 1973 schickte die Antragsgegnerin dem 
Betriebsrat den Entwurf einer neuen Versorgungsordnung 
mit dem Hinweis, daß diese noch am selben Tag in Kraft 
gesetzt werden solle. Die Renten sollten sich künftig 
nach Prozentsätzen des letzten Verdienstes richten.
Außerdem wurden verschiedene Fristen und Hebenpflich­
ten anders geregelt und die ganze Versorgungsordnung 
neu gefaßt. Obwohl der Betriebsrat erklärte, er könne 
m  so kurzer Zeit nicht Stellung nehmen, gab die Antrags­
gegnerin die neue Versorgungsordnung an diesem Tage 
durch Aushang bekannt. Untere Beratungen zwischen den 
- 3 -
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Verfahrensbeteiligten fanden am 27. und 28. Juni 1975 statt. 
Die Antragsgegnerin beteiligte hierbei den Geschäftsführer 
des mit der Betreuung des Versorgungswerks beauftragten Pach- 
Instituts. Der Betriebsrat beanstandete vor allem, daß die 
Hegelungen zu "verklausuliert” und unbestimmt gefaßt seien 
und daß er bei künftigen Entscheidungen der Antrags gegnerm 
(z.B. in Hartefallen) nicht beteiligt werden soll. Darüber 
hinaus regte er die Änderung mehrerer Vorschriften an. Die 
Antragsgegnerm entsprach den Vorschlägen des Betriebsrats 
in zwei Punkten (Ziff. IX 3 Altersabstand bei Witwenversor­
gung, Ziff. XIX 4 Pflichten des Arbeitnehmers bei Huck- 
deckungsversicherungen). Im übrigen blieben die Yerhandlunger 
ergebnislos, weil die Antragsgegnerin den Standpunkt ver­
trat, daß der Betriebsrat kein Mitbestimmungsrecht in An­
spruch nehmen könne. Daraufhin hat dieser das vorliegende 
Beschlußverfahren emgeleitet.

Er hat vorgetragen, bei der Einführung der neuen Ver­
sorgungsordnung habe er gemäß § 87 BetrVG 1972 ©in Kitbestim­
mungsrecht. Das Versorgungswerk der Antragsgegnerin sei als 
"Sozialeinrichtung” im Sinne des § 87 -Abs. 1 Hr. 8 BetrVG igß; 
anzusehen Das ergebe sich schon daraus, daß die Antragsgeg­
nerin RuckdeckungsverSicherungen vorgesehen und in vier 
Pallen bereits abgeschlossen habe. Im übrigen sei für das 
neue Betriebsverfassungsgesetz die alte Rechtsprechung nicht 
mehr anwendbar, wonach eine "Einrichtung" eine Verselbstän­
digung der sachlichen Mittel und der Organisation voraus­
setzte. In Betracht komme außerdem eine Mitbestimmung nach 
& 87 Abs 1 Nr. Io BetrVG 1972,weil die betriebliche Altensve* 
sorgung Vergutungscharakter habe und deshalb als Präge der 
betneblihen Lohxigestaltung anzusehen sei

Die geplante Änderung der Versorgungsordnung sei an 
sich zu begrüßen, wirke sich aber nicht so vorteilhaft aus, 
wie die Antragsgegnerin behaupte. Vor allem enthalte sie 
zahlreiche Unklarheiten und einige Ungerechtigkeiten. So 
seien die Voraussetzungen eines Ruhegeldanspruchs im Palle 
der Berufsunfahigkeit ohne Grund ungünstiger geregelt wor­
den als in der alten Versorgungsordnung. - 4 -
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Der Betriebsrat hat beantragt,
festzustellen, daß die Antragsgegnerin 
mit der Einführung der Versorgungsord­
nung vom 25. Juni 1973 das Mitbestiramungs- 
recht des Antragstellers nach § 87 Absatz 
1 BetrVG verletzt habe

Die Antragsgegnerin hat beantragt, den Antrag zuruekzu- 
weisen. Nach ihrer Ansicht hat der Betriebsrat kein Hit- 
best immungsrecht bei der Änderung genereller Ruhegeld- 
zusagen Weder liege eine "Sozialeinrichtung" vor, noch 
könne bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen 
von. "Lohngestaltung" die Hede sein. Hit ihrer Änderung 
der Versorgungsordnung habe sie die Versorgungslei­
st ungen zum Teil ganz erheblich erhöht. Verschlechte­
rungen könnten nicht eintreten, weil sie formlos die 
Wahrung des Besitzstandes versprochen habe.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag des Betriebsrats 
zuruckgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat ihm ent­
sprochen und festgestellt, "daß die Neuregelung der be­
trieblichen Altersversorgung der Antragsgegnerin durch 
die Einführung der VersorgungsOrdnung vom 25. Juni 1973 
dem Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats aus § 87 Abs.
1 BetrVG unterlag". Hit der zugelassenen Rechtsbeschwer- 
de wehrt sich die Antragsgegnerin weiterhin gegen die­
se Feststellung, wahrend der Betriebsrat beantragt, die 
Rechtsbeschwerde zuruckzuweisen.
II, Der Antrag des Betriebsrats ist zulässig, wenn 
man ihn richtig auslegt Dem Antragsteller geht es 
nicht um die abstrakte Frage, ob der Betriebsrat bei der 
Änderung einer betrieblichen Ruhegeldordnung ein Hitbe­
stimmungsrecht hat. Er wünscht vielmehr die klarende 
Feststellung, inwieweit sein Mitbestimmungsrecht durch 
den Erlaß der VersorgungsOrdnung vom 25. Juni 1973 be­
rührt wurde. Diese Frage laßt sich aufgrund der bisheri­
gen Feststellungen des Landesarbeitagenchts noch nicht 
abschließend beurteilen.
A. Die beiden rechtlichen Grundsatzfragen des Verfah­
rens hat das Landesarbeitsgericht zutreffend entschieden
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1* Mit Recht hat das Laades&rbeitsgerleht ein Mitbestimmungs- 
recht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Br. 8 BetrTG 1972 ver­
neint, weil das Yersorgungswerk der Aatragsgegaeria keine 
Sozialeinrichtung ia Sinne des Gesetzes darstellt.

Eine Sozialeinrichtung aaeh § 87 Abs. 1 Br* 8 BetrTG 1972 
setzt ebenso wie sehen die "Wohlfahrt aeinriohtung" ia Sinne 
des § 56 Abs 1 lit* e BetrTG 1952 voraus, daB etwas ▼erbenden 
ist, was verwaltet werden kann* Bach der ständigen Rechtspre­
chung und einhelligen Lehre zun Betriebsverfassungsgesetz von 
1952 ist ein abgesonderter Seil konkreter Mittel mit einer ge­
wissen eigenen Organisation erforderlich, ln Bereich der be­
trieblichen Altersversorgung läßt sich das nur anmShnem, wenn 
die Tersorgungsleistungen aus einen zweckgebundenen Sonderrer­
wägen erbracht werden, insbesondere durch Unterstützung»- oder 
Peasionskassen. Aach das Gesetz zur Terbesserung der betrieb­
lichen Altersversorgung von 19. Dezember 1974 (BGBl. I, 56I0 ff. 
[BetrAYG]) spricht nur in diesen Zusammenhang von "Versorgungs­
einrichtungen" (vgl. § 1 Abs. 5 Satz 1 und 8 1 Abs* 4 Satz 1 
BetrAVG). Etwaige Ruckdeekumg»Versicherungen der Antragsgeg­
nerin stellen ebenfalls kein« Versorgungs einrichtung dar.

Vegan der Einzelheiten der Begründung und der Rechtspre­
chung s- und Sohrlfttunsnaehweise kann auf die ebenfalls an 
12. Juni 1975 verkündeten Beschlüsse des Senats ( - 5 ABR 15/74 - 
[demnächst] AP Br. 1 zu § 87 BetrTG 1972 Altersversorgung 
[zu II A der Gründe ; auch zun Abdruck in der Amtlichen Samm­
lung des Gerichts bestimmt]umd 5 ABR 157/73 [demnächst] AP Br.2 
zu § 87 BetrTG 1972 Altersversorgung [zu IX A der Gründe]) 
verwiesen werden.
2. Das Landesarbeitsgericht geht ferner mit Recht davon aus, 
daß in vorliegenden Pall ein Mitbestimmungsrecht des Betriebs­
rats nach § 87 Abs. 1 Br. 10 BetrTG 1972 in Betracht kommt.Es han 
delt sich bei dieser Torschrift um eine Generalklansel, die 
nicht nur die unmittelbaren synallagmatisehen Rechtsbeziehungen 
betrifft, also das Austauschverhältnis von Arbeitsleistung und 
Lohn in engeren Sinne, sondern alle Formen von Vergütung aus 
Anlaß eines Arbeitsverhältnisses, und zwar insoweit, als sie 
derzeit noch gar nicht bekannt sind (Fittimg-Auffarth-Eaiser, 
BetrTG, 11. Aufl., § 8? Aam. 54$ GK-Wiese, BetrTG, § 8?
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Ann. 135$ Dietz-Richardi, BetrTG, 5« Aufl., $ 87 Ann. 279$ 
Jtaspff, ins 1972, 65 Ü72) * e.A. Weigel, BB 1974-, 1583 
15586 zu TI 5])» Be seil eia umfassendes Hitbestiaosangsreeht 
des Betriebsrats in diesen Bereich siekergestellt werden 
(BI-Braeksache 71/1786, S. 49 zu § 87 Abs. 1 Br. 10 BetrTG 
4972).

M e  betriebliche Altersversorgung kat sevehl Veraor- 
gungs- als anek Bntgeltekarakter. Sie ist anek Gegenleistung 
ans den Arbeitsvertrag, ule der Senat stets betont kat (vgl. 
vor allen AP Br. 3 zu § 242 BGB Ruhegehalt - Ihterstütsungs- 
kassen C m  2 b der Gründel und BAG 24, 177 [1833 « AP Br.
156 su § 242 1GB Bukegekalt [zu A II 2 a der Gründe]). In­
soweit dient sie vie die Gratifikationen der Tergttuag fttr 
geleistete Betriebstreue, die aber weitaas lfingsrs Seit er» 
braekt worden sein nuB. Es besteht ein gegenseitiges Aus­
tauschverhältnis ven Leistung und Gegenleistung. Anek In­
soweit kann wegen der Siazelkeiten der Begründung auf den 
bereits zitierten BesekluB 3 ASR 15/74 des Senats vsn kan­
tigem Sage verwiesen werden (au II 3 1 - 4  der Gründe).
B. Bisse grundsätzlichen Überlegungen lassen jede eh neek 
keine Batackeidung des vorliegenden Palles zu. Bis Bnsrd- 
aung der betrieblichen Altersversorgung zu den Prägen der 
betrieblicken Lohngestaltung besagt nnr wenig darüber, in­
wieweit nach I 87 Abs. 1 Br. IG BetrTG 1972 ein Hitbestin- 
snngsreckt des Betriebsrats besteht. Sa sind nänliek die 
Besonderheiten der 7ersorgungaleistungen, insbesondere deren 
Freiwilligkeit zu berücksichtigen.
1. Der Arbeitgeber ist neck geltenden Reckt nickt ver­
pflichtet, seinen Arbeitnehmern Altersversorgung zu ge­
währen. Ob und inwieweit er dies dennoch will, ist seiner 
freien Entscheidung überlassen. Baren kat anek das Gesetz 
zur Verbesserung der betrieblichem Altersversorgung von 
19. Dezember 1974 (BGBl. I, 3610 ff. [BetrATG]) nichts ge­
ändert. Dieses Gesetz verpflichtet nicht zur Erteilung 
ven VersorgungsZusagen, sondern setzt nur deren Ausgestal­
tung Grenzen.
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Die Ent a chiießungs fre iheit dee Arbeitgebers, ob und inwieweit 
er zusätBliebe Leistungen an die Belegschaft erbringen will, 
soll durch die Mitbestimmungsreehte des § 87 BetrVG 1972 nicht be­
schnitten werden* Das ergibt sich aus einer systemgerechten 
Auslegung des § 88 Kr. 2 BetrYG 1972 und entspricht der ein­
helligen Ansicht in Schrifttum (Dietz-Richardi, BetrYG, 5*Aufl.,
§ 8? Asm. 280; GK-Vlese, BetrYG, § 8? Anm* 136; Brecht, BetrYG 
§ 37 Anm* 28; Erdmann-Jürging-Eammann, BetrYG, § 8? Am* 113; 
Hanau, BB, 1972, 4-99 tzu I 13; Stadler, BB 1972, 800 [801 zu 
XY 1]; Rumpff, AuR 1972, 65 [ 71 f. w  oc]). Auch der Erste 
Senat des Bamdesarbeitsgerieht s hat das zu den vergleichbaren 
Problemen bei Werknietvohnungen henrorgehoben (BAG AP Br* 1 
su § 87 BetrYG 1972 Verkmietwehmwngea [zu II B 3 der Gründe3 
mit insoweit sustimmender Anmerkung von Ri char di [zu I 4]j auch 
zur Veröffentliebung in Bd. 25 der Amtlichen Sammlung des Ge­
richts bestimmt)* Soweit die Entschließungsfreiheit des Arbeit­
gebers reicht, sind zwar freiwillige Betrlebsrerelmberungen 
gemäß § 88 BetrYG 1972 möglich,der Betriebsrat kann jedoch eine Re 
gelang nicht mit Ulfe der Einigungsetelle erzwingen*
2* Es kann im vorliegenden Pall dahingestellt bleiben, wie 
der mitbestimmnngsfreie Bereich bei anderen Yargütumgsformem 
(z*B* bei Beteiligungen, Prämien, Gratifikationen der verschie­
densten Art und sonstigen Yortellagow&hrungan) abzugrenzen ist.
Bei Ruhegeldzusagen muß jedenfalls der Arbeitgeber felgende vier 
Yer ent Scheidungen frei treffen können, ehe das Hitbestimmungs- 
recht des Betriebsrats einsetzt:
a) Zunächst muß sr in der Entscheidung frei sein, ob er Über­
haupt finanzielle Kittel für den Zweck der betrieblichen Alters­
versorgung zur Verfügung stellen will* Darens folgt, daß nicht 
nur die Einführung, sondern auch die Einschränkung oder Abschaf­
fung der betrieblichen Altersversorgung mitbestimmungsfrei sind. 
Das bedeutet nicht, daß die Besehneidtwg von Ruhegeldanwart­
schaften auch arbeltsvertragareohtlich ohne weiteres möglich 
wäre* Vielmehr muß ein Arbeitgeber, der die Rechtstellung der 
einzelnen begünstigten Arbeitnehmer schmälern will, erhebliche 
Schwierigkeiten überwinden« Im vorliegenden Zusammenhang kommt 
es jedoch nur darauf an, daß ihn der Betriebsrat jedenfalls nicht
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daran M ü d e m  kann, die gegebenen rechtlichen Möglichkeiten 
(z.B. Widerrufsrechte)zu nutzen.
b) Der Arbeitgeber ist ferner nickt durch Hitbeatianunge- 
rechte ln der Entscheidung darüber beschränkt, in velob.ee 
Unfange er Mittel für die betriebliche Altersversorgung 
nur Verfügung stellen will. Ser Erste Senat spricht hier 
in ähnlichen Zusammenhang von der Entscheidung über die 
"finanzielle Grumdausstattuag* und von einen "Dotierunga- 
rahmen11 (BAG AP Br. 1 zu § 87 BetrTG 1972 Werkmie twohnum- 
gen Center II B 3 der Gründe], auch zur VerSffentliohung 
in Bd. 29 der Amtlichen Bemal arg des Gerichts bestimmt). 
Auch diese Präge stellt sich nicht nur bei der Einführung 
der betrieblichen Altersversorgung, sondern ebenso bei 
ihrer weiteren Entwicklung. So kann der Arbeitgeber aus 
untemehmeri sehen Erwägungen frei darüber befinden, ob 
er die Altersversorgung in seinem Betrieb Insgesamt er­
weitern oder reduzieren will, wobei er auch hier die in­
dividuellen Besitzstände und deren vertragliehen Schutz 
beachten muß,
e) Aber nicht nur der Gesantunfang, sondern aneh die 
Perm der Yersorgumgaleiatumgom sind von so wesentlicher 
Bedeutung für deren Pinanzierung, daß ihre Answehl zu den 
aitbestinaungefreien unternehmerischen Grundsatzentschei­
dungen gehört.

Die betriebliehe Altersversorgung wird im wesentli­
chen in vier Grundformen durchgeführt: Durch Direkt Zusa­
gen, Unt er stilt zungska seen, Pensienskaesen und Versicherun­
gen bei einem Yersieherungsuntemehmen. Jede dieser vier 
Versorgungsfexmen bietet dem Arbeitgeber ganz unterschied­
liche Vor- und Macht eile, wenn man dabei auf die Prägen 
der Pinanzierung, der Haftung, der Beleihung, der steuer­
liehen Vorteile usw. abstellt. Oft scheiden je nach der 
Größe und Struktur eines Unternehmens und der Art der 
gewünschten Versorgungsleistungen zwei oder drei der 
theoretisch denkbaren Versorgungsfermen von vornherein 
als wirtschaftlich untragbar oder als unzweckmäßig aus.
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So kommen sam Beispiel für bestimmte Versergungswerke u.U. nor 
Lebensversicherungen in Betracht, während für andere Unternehmen 
die Versorgung ihrer Arbeitnehmer durch Direkt Zusagen, Pensions- 
kassen oder Unterstützungekassen günstiger sein kann« 
d) Schließlich ist auch die abstrakte Abgrenzung des Arbeit­
nehmerkreises, der durch die betriebliche Altersversorgung be­
günstigt werden seil, Seil der aitbestinaangsfreien Grundsatz­
entscheidung. Ein Arbeitgeber, der sich dazu entschließt, Lei­
stungen für die betriebliche Altersversorgung zu erbringen, tut 
das normalerweise zu einem ganz bestimmten Zweck* Oft will er 
nur den Versorgangsbedarf einer abgrenzbarem Arbeitnehmergruppe 
decken, z.B. den der Arbeiter unter Sage oder der Anßemdienat- 
mitarbeiter (wegen ihres erhöhten Berufsrisikos) oder der Ar­
beitnehmer derjenigen Eimkemmemsgruppem, die durch die gesetz­
liche Rentenversicherung nicht ausreichend abgesiehert sind 
usw.. Zur Abgrenzung der begünstigten Fersonenkreise gehört 
auch die Frage, nach welcher Vertefrist Versorgumgsleistumgem 
erstmalig in Betracht kommen, an welche Betriebstreue also 
eine Vergütung geknüpft werden soll.

Wenn di# Abgrenzung des begünstigten Perseneakreises mit 
Hilfe der Einigungsstolle gegen den Willen des Arbeitgebers 
geregelt werden könnte, wäre nicht enszusehlioßen, daß dor vom 
Arbeitgeber bei dor Einführung dor betrieblichen Altersver­
sorgung verfolgte Zweck verschoben würde. Eine gezielte Haß­
nehme könnte in eine breit gestreute Vergünstigung verwandelt 
werden und umgekehrt. Auch das wäre mit der Freiwilligkeit 
der betrieblichen Altersversorgung nicht vereinbar.
3. Unabhängig von dem vorstehend zu II 3 2 a - d der Grunde 
aus dem Grundsatz der Freiwilligkeit entwickelten Bfegativ- 
katalog bestehen auch im Bereich der betrieblichen Altersver­
sorgung zwei Sehr ankern der betrieblichen Hitbestimmung, die 
ebenso bei allen anderen Mitbestimmumgsreohtan zu beachten 
sind.
a) Soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung besteht, 
werden die Hitbestinmungsrechte des Betriebsrats nach 8 87 
Abs. 1 Satz 1 BetrVG 1972 verdrängt• In diesen Zusammenhang 
kommt vor ollem das Gesotz über die Verbesserung der betrieb-
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lichen Altersversorgung vom 19« December 1974 (BGBl. X, 
3610 ff. % [BetrAVG]) in Betracht» Ers regelt einige der - 
vom Betriebsrat im vorliegendem Ball angesprechenem tra­
gen abschließend, vor allem die trage der Verfallbar- 
keit von Torsorgungsanwart schaftan beim Ausscheiden eines 
Arbeitnehmers vor Eintritt des Versorgungsfalles. 
b) Arbeitgeber wie Betriebsrat sind an die Grundsätze 
ven Recht und Billigkeit gebenden «at missen die freie 
Entfaltung der tersSnliehkeit der im Betrieb beeehlftig- 
ten Arbeitnehmer schätzen (S 75 BetrVG 1972)» genau m ,  wie 
die Einigiingsstelle ln ihrer Entscheidungsfreiheit ent­
sprechend gebenden ist (titting-Aaffarth-Eai ser, BetrVG,
11. Aafl., I 76 Asm. 32| GX-Ulese, BetrVG, § 76 Anm.81).
4. Innerhalb des vorstehend abgegrenzten Rahmens hat 
der Betriebsrat bei der Gestaltung der betriebliehen 
Altersversorgung mitzubeetlmmen. In Anlehnung an den 
Vertlent des § 8? Abs. 1 Br* 10 BetrTG 1972 kann man hier 
ven der Aufstellung ven Versorgungsgrondsätzen und der 
Einführung, Anwendung und Änderung ven Versorgung snethe- 
d«n sprechen. In diesem Zusammenhang gehört aneh die Ge­
staltung des "Iieistangetlsmes", soweit nicht der letie- 
rungsrehmen und die Ahgrensung des begünstigtem terse- 
nenkreises berührt werden.
&) Bis Antragsgegnerin hat bei ihrer Anhörung in der 
Reehtsbesehwerdeinstans die Besorgnis ge&ußert, der Be­
triebsrat werde mit einer Vielsehl ven Anderungswflnsehen 
ihre Versorgumgakomseptlen stSren und erhebliehe Unruhe 
ln den Betrieb tragen. Aneh Professor Br. Hanau hat in 
einem von der Antragsgegnerin dom Senat vorgelegtem Gut­
achten die Befürchtung ge&ußert, die Betriebsräte seien 
möglicherweise versucht, ihr Kttbcstimaiumg&reeht zu miß­
brauchen, indem sie - getrieben ven dem Bestreben, Er­
folge vor zuzeigen - den Arbeitgeber durch gezielte Ände­
rungsanträge praktisch zwingen, den Dotienmgsrahmen und 
den Xreis der begünstigten Arbeitnehmer zu erweitern.
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An den geschilderten Bedenken 1st richtig, daß den Betriebs­
rat in Bahnen des § 87 Abs. 1 BetrVG grundsätzlich ein Initiativ­
recht xukennt, jedenfalls soweit keine Lohn- oder versorgamgs- 
rechtliohen Entscheidungen erstrebt werden (BAG, Beschluß vom 
14. November 1974 - 1 ABB 69/73 - [demnächst] AP Br. 1 zu § 87 
BetrVG 1972; Sitting-Arnffarth-Kaiser, BetrVG, 11. Aufl,, § 8?
Ann. 5; GK-Vlese, BetrVG, § 8? Ann. 41 ff.; Hanau, HdA 1973,
281 [285 ff. su XV3). Bin Mißbrauch dieses Initiativrechte in 
der von ipuiau befürchteten Weise käme hingegen nur dann in 
Betracht, wenn ein Betriebsrat ohne Rücksicht auf dam Dotie­
rung erahnen und ohne nähere Begründung beliebige Änderungs­
anträge stellen kSnnte. Das verstieße jedoch gegen den Grundsatz 
der vertrauensvollen Zusammenarbeit (§ 2 Abs..1 BetrVG 1972).
Bin Betrieberat, der eine Änderung der betrieblichen Alters­
versorgung wünscht, muß konstruktive Vorschläge machen. Will 
er erreichen, daß die Leistungen für bestimmte Arbeitnehner- 
gruppen verbessert werden, so muß er darlegen, wie der vom 
Arbeitgeber vorgegebene Dotierungsrahmen gewahrt werden kann.
In der Hegel wird das bedeuten, daß er LeistungskürZungen an 
anderen Stellen des Versorgungswerkes verschlagen muß. Hur ein 
co begründeter Vorschlag läßt eich auf Beine Saebgereohtigkeit 
und Billigkeit gemäß § 75 BetrVG 1972 jaberpräfen.
b) Im übrigen ist das Bild unvollständig, wenn nur an Ände­
rung swünsche des Betriebsrats gedacht wird. Auch der Arbeit­
geber selbst ist unter Umständen daran interessiert, die be­
triebliehe Altersversorgung unzugestalten und den Betriebs­
rat an der Heuordnung zu beteiligen. Hur im Wege einer Betriebs­
vereinbarung ist es nämlich praktisch möglich, eine betriebli­
che Ruhegeldordnung abzulösen und zu ändern. Vertragsrechtliche 
Mittel erweisen sieh in der Hegel als untauglich, die viel­
fältigem individuellen Besitzstände einer neuen kollektiven 
Regelung sinnvoll anzupassen (vgl. zu diesem Problem BAG 22,
252 C258 ff.] - AP Hr. 142 zu § 242 BGB Ruhegehalt [zu B der 
Gründe, Bl. 3 H]; M G  23, 257 [267] « AP Hr. 5 su § 57 BetrVG 
[zu II 4 der Gründe])•
c) Der Betriebsrat ist nicht auf die Beteiligung an Hegelungs­
fragen beschränkt, über den vorstehend gekennzeichneten Hahnen 
hinaus hat er das Hecht, jede Versorgungsordnung auf Ihre Ver-
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•inb&rkeit nit § 75 BetrTG 1972 zu überprüfen. Soweit er 
eine Verletzung tob . Heckt und Billigkeit im Sinne dieser 
Vorschrift feststellt, kenn und muß er Abhilfe fordern« In­
soweit sind such die Grüadungsamtseheidumgen des Arbeitge­
bers, insbesondere die Abgrenzung des begünstigten Persenen- 
kreises und der entsprechende Dotierungsrahmen, nicht unab­
änderlich«

ln der Praxis erweisen sich die Änderungswünsche der 
Betriebsräte häufig als Kritik an der Billigkeit einer Yer- 
sergungsregelung« Aach ln vorliegenden Verfahren ist den 
Akten zu entnehmen, daß der Antragsteller möglicherweise 
weniger die Zweckmäßigkeit als die HeehtmäBigkeit der Ver- 
sergungserdnmng vom 25, Juni 1973 angreifen wollte. Das 
bedarf Jedoch näherer Begründung und Aufklärung,
d) Beine Hitbestimmangs- und Überwaehungareehte kann 
der Betriebsrat nur ausüben, wenn er rechtzeitig und um­
fassend über die Pläne des Arbeitgebers hinaishtlieh der 
betrieblichen Altersversorgung untorrlohtot wird« Deshalb 
hat er ein entsprechendes Hecht auf Information (§ 80 Abs.
1 Br. 1, §§ 75, 87 Abs. 1 Br. 10 BetrVG 1972} vgl. dazu 
BAG AP Br. 1 zu § 118 BetrVG [zu III 3 der Gründe]). Ins­
besondere umfangreiche und differenzierte Yersergungswerke, 
wie das Im vorliegenden Pall sa beurteilende, bedürfen 
einer sorgfältigen Erörterung und Prüfung, bevor sie ihre 
endgültige Passung erhalten. Diesen Gebet hat die Antrags­
gegnerin nicht entsprochen.

Die Antragsgegnerin hat sich bei ihrer Meinungsbil­
dung allein auf den Hat des von ihr beauftragten Fachin­
stituts verlassen. Der Senat verkennt nicht, daß eine 
selche versorgungsreohtliehe, Versicherungsaatheaatisehe 
und rteuerreehtliche Begutachtung häufig zweckmäßig und 
unter Umständen sogar unerläßlich sein wird. Bas bedeu­
tet Jedoch nicht, daß der Arbeitgeber seine Pläne zunächst 
ausschließlich mit einem Pachinstitut beraten müßte und 
den Betriebsrat erst informieren könnte, wenn die vor­
gesehenen Regelungen bis ins Detail formuliert sind. 
Vielmehr erscheint es im allgemeinen sachgerechter, den
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Betriebsrat sehen vorher über die entscheiduagabedürftigen Fragen 
und Alternativen aa unterrichten und ihm auch Gelegenheit zu ge­
ben, zu Fermulierungaentwürfem Stellung zu nehmen. Wäre die 
Antragsgegnerim in dieser Weis® verfahren, ee hätte sie nickt 
nur das Informatiensreeht des Betriebsrats gewahrt, sondern auch 
naek aller Wahrscheinlichkeit die v@n ihr befürchtete Beunruhi­
gung der Belegschaft vermeiden können.
5« her Senat kann enf der Grundlage der biaher getroffen» tat­
sächlichen Feststellungen in der Beehtsbesehwerdeinstanz nicht 
abschließend entscheiden. Es geht den Betriebsrat um die Fest­
stellung seines Ihfeznatiemsroehts und darüber hinaus auch darum, 
auf die Ausgestaltung der Verssrguageordnuag Einfluß nehmen zu 
kämmen. Ob letzteres Bagehren berechtigt ist, läßt sich nicht ab­
strakt beantworten.

Die Ausführung» des Antragstellers lassen seine Vorstellun­
gen nur unvollkommen erkennen, teilweise geht es diesem offenbar 
nur um Fexmulierumgafragem, ebne daß sachliche Meinungsverschie­
denheiten festzustellen wären. Insoweit werden die Beteiligten 
wohl kaum die Arbeitsgerichte bemühen wellen. Andere Änderungs­
vorschläge betreffen Fragen, die inzwischen durah das Gesetz 
Über die Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung gere­
gelt wurden. Biese Anträge haben sieh inzwischen erledigt. 
Schließlich scheint der Betriebsrat in einigen Funkten der Ansicht 
zu sein, daß die vorg«nennenan Differenzierungen unbillig sind 
oder gar den Gleiohbehandlungsgrundsatz verletzen. Daqkäßte 
näher begründet werden. Ob darüber hinaus auch Regelungsfragen 
hinsichtlich des Leistungsplans in Streit sind, ist ebenfalls 
nicht klar. Jedenfalls hat der Betriebsrat bisher keine kon­
struktiven Änderungsvorschläge entwickelt, wie sie in diesem 
Falle erforderlich wären (vgl. oben zu II B 4- a),

Bas Landssarbeitsgsrloht 1st allen diesen Fragen nicht nach­
gegangen. Es glaubte sich mit der Feststellung begnügen zu 
können, daß bei dem Erlaß der Ruhegeldordnung vom 25 t Juni 1973 
das MitbeStimmungsreoht nach § 87 Abs. 1 Br. 10 BetrVG 1972 zu be­
achten war. Biese Feststellung kann jedoch den Meinungsstreit 
der Beteiligten nicht beenden und deshalb zum Rechtsfrieden nicht 
beitragen. Sie läßt die Vielzahl der Abgrenzungsschwierigkeiten
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da* Mibbestisunuagsreehta in vorliegenden Pall ungeklärt 
Sa* entspricht nicht den Yerfahreasziel des Antragstel­
lers« Deshalb wird da* Lande aarb eit sgericht sweckmäfiiger- 
weise auf eine Benforanlierang wnd Präzisierung des Se~ 
Schlußantrages kiawirken and den Beteiligten Gelegenheit 
geben nö.ssan, ihren Saehvortrag sa ergänzen«

gez« Br. Stumpf Sr. Sr. Dieterich

Lichtenstein
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